
Bundessozialgericht

5_g_.5_5__131_<_351_53_Im Namen des Volkes

Verkündet am

17° April 1970

Schriftführer

Urteil

in dem Rechtssheü

Kläger und Revisionsbeklagter,

g e g e n

Landesversicherungsanstalt Niederbayern—Oberpfalz,
Landshut, Maximilianstraße l8—l9,

Beklagte,

Beieeleésre und Reyiéin@kläseäin=
Allgemeine 0rtskrankenkasse Tirschenreuth, Tirschen—
reuth, vertreten durch den Geschaftsfuhrer,

—Prozeßbevollmächtigterz
Landesverband der Ortskrankenkassen in Bayern,
München 15, Maistraße 45—„

Der 5° Senat des BundessozialgeriChts hat auf die münd—
liche Verhandlung vom 17° April 1970 durch

Senatspräsident " Dr° L a n g k e i t
‘ _ ' ’ — Vorsitzender -,
Bundesrichter f S p i e l m e y e r und

Bundesrichter S c h r o e d e r —Printzen,

Bundessozialrichter B ü b s t e c k und

Bundessozialrichter R e i m e r

für Recht erkannt:

Die Revision der beigeladenen Allgemeinen Ortskranken—

kasse gegen das Urteil des Bayerischen Landessozial—
gerichts vom 9„ Oktober 1969 wird zurückgewiesen°

Die Beigeladene hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatteno
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Der seit dem 16° September 1964 wegen aktiv r Tuberlulose
arbeitsunfähige Kläger bezog von der beigeladenen Allgemei—

’nen Ortskrankenkasse (AOK) Krankengeld vom 17 September

bis 2° November 1964 und vom 26° August 1965 bis 5° Ja rar

1967° Zwischenzeitlich — vom 5„ November 1364 bis &Ußlugut

te mber 1“37 ge—
währte ihm die beklagte Landesversicherungsanstalt (LVL)

1965 - und erneut vom 6° Januar bis 150 Sep

nach—den Feststellungen des Landessozialgerichts (LSG), die

mit der Revision nicht angegriffen worden sind, stationäre

Heilbehandlung sowie Übergangsgeld°

Unter dem 119 September 1967 beantragte der Kläger die Wei—

terge \.'ährung des Jbergang sgeldes° Die LVA lehnte dies mit

der Begründung ab‚ der Kläger habe vom 16° September 1967

an erneut Anspruch auf Krankengeldo Seit dem 50 Dezember

1967 bezieht der Kläger Rente wegen Berufsuni‘ähigkcit°

Das Sozialgericht (SG) hat die beigeladene AOK verurteilt
dem Kläger ab 16° September 1C67 Krankengeld auf die Dauer

von höchstens 78 Wochen zu gewähren, solange Arbeitsunfähig»

keit wegen Tuberkulose bestehe° Es hat die Berufung zuge—
lassenc

Di—ese hat das LSG mit der — vom Kläger beantragten — Mau—

gabe zurückgewiesen, dem Kläger Krankengeld vom 16„ Septem—

ber bis 4„ Dezember 1067 zu gewähren: Der im Berufurgsver—

rahren noch geltend gemachte Anspruch auf Krankengeld für

die Zeit vom 16° September bis 4„ Dezember 1967 sei nach

5 185 Abs„ 2 der Reichsvers1cnerungsordn„.Q (EVO) benr‘not‚„

„ 1k0m31e nicht — wie die AOK meine — darauf an, ob der Klä«

r mit dem hegfall des Krankengeldes am ;„ Januar 196707 (D

aus der Kassenmitgliedschaft ausgeschieden sei° Nach dem
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Grundsatz der Einheit des Versicherungsfalls, den das Bun—

dessozialgericht (BSG) entwickelt habe, genüge es‚ daß eine

Krankheit noch vor dem Ausscheiden aus der Mitgliedschaft

entweder Behandlungsbedürftigkeit oder Arbeitsunfähigkeit

verursacht habe°

Mit der — vom LSG zugelassenen — Revision trägt die beige—

ladene AOK vor: Zu einem Versicherungsfall LS° der gesetz—

lichen Krankenversicherung werde eine Krankheit erst dann,

wenn eine Versicherung bestehe1 aus der Ansprüche hergelei—

tet werden könnten° Dies bedeute umgekehrt, daß der Versiche—

rungsfall “Krankheit” dann als abgeschlossen angesehen wer—

den müsse‚ wenn ein Leistungsanspruch nicht mehr gegeben ser].°

Sei der Anspruch auf Krankengeld erschöpft‚ so ende die nach

@ 5ll RVO aufrechterhalten gebliebene Mitgliedschaft, sofern

sich nicht ein anderes Versicherungsverhältnis anschließeo

Nach Ablauf von drei Jahren, gerechnet vom Tage des Beginns

der Arbeitsunfähigkeit an, könne der Krankengeldanspruch nur

dann wiederaufleben, wenn zu diesem Zeitpunkt ein Versiche—

rungsverhältnis mit Anspruch auf Krankengeld bestehe° Der

Kläger sei jedoch seit dem 6° Januar 1967 nur noch als Ren—

tenantragsteller ohne Krankengeldberechtigung versichert ge—
W€SGI’L;

Die Beigeladene hat beantragt‚

die Urteile des Bayerischen LSG vom

9° Oktober 1969 und des SG Regensburg

vom 24° Februar 1969 aufzuheben„

Die Beklagte hat beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Der Kläger ist im Revisionsverfahren nicht vertreten°
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II

Die Revision ist nicht begründet°

Nach € 185 Abs. 2 Satz 1 RVO wird Krankengeld ohne zeitliche

Begrenzung gewährt, für den Fall der Arbeitsunfähigkeit we—

gen derselben Krankheit jedoch für höchstens 78 Wochen in—

nerhalb von je drei Jahren, gerechnet vom Tage des Begin ':5 m

der Arbeitsunfähigkeit an° Wie der Senat in seinem Urteil

vom 28„ Lpril 1967 (BSG 26, 245) entschieden hat, kann
eine Krankenkasse,.die innerhalb von drei Jahren bis 78 Wo—

chen Krankenhauspflege wegen derselben Krankheit gewährt

hat, die weitere Gewährung von Krankengeld oder Kranken—

hauspflege nach Ablauf von drei Jahren nicht deswegen ver—

weigern, weil die Arbeitsunfähigkeit oder Krankenhauspflege»

bedürftigkeit ununterbrochen fortbestanden hate Bir nach
@ 185 Abso.2 EVO erschöpfter Krankengeldanspruch lebt nach
ßblauf der Dreijahresfrist aber auch dann wieder auf, wenn

keine dauernde Arbeitsunfähigkeit des Versicherten vorgele—

gen hat, sondern die Zeit der Arbeitsunfähigkeit durch eine

Zeit der Arbeitsfähigkeit unterbrochen worden ist (Urteil

des Senats vom 20° März 1969 — 5 RK 5@/67 — WzS 1969, 24—1}°

Der Kläger ist am 16° September 1964 arbeitsunfähig geuoré

den. Der innerhalb des ersten Dreijahreszeitraums erschöpf—

te Krankengeldanspruch lebte also am 16° September 1967

wieder auf°

Wie das LSG zutreffend angenommen hat, ist das Wiederauf—

1eben des Krankengeldanspruchs nicht davon abhängig‚ ob der

Kläger mit dem Wegfall des Krankengeldes am 5„ Januar 1967

aus der Mitgliedschaft der Krankenversicherung ausgeschie—

den ist° Nach der feststehenden Rechtsprechung des Senats

sind alle Ansprüche des Versicherten, die aus dem Ver—

sicherungsfall — der Krankheit — entstehen können, ihrem

Rechtsgrund nach auf den Eintritt des Versicherungsfglles

C.
/
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— die Erkrankung — zurückbezogen (Grundsatz der Einheit des
Versicherungsfalles, vgl° zuletzt Urteil des Senats vom

18° November 1969, SozR Nr° 45 zu 5 185 EVO), Die Entstehung
und der Fortbestand aller dieser Ansprüche setzen allein vor—

aus, daß der Versicherungsfall während eines Versicherungs—

verhältnisses mit entsprechender Anspruchsberechtigung ein—

getreten ist° Liegt diese "Grundvoraussetzung" (BVA in GE

Nr° 55Q5 AN 19A4, 38, 39) einmal vor, so hat es für die wei—

tere Abwicklung des Versicherungsfalles keine Bedeutung, wenn

die Mitgliedschaft des Versicherten bei der Krankenkasse er—

lischt (vgl° Urteil des Senats vom 18° November 1969 330)

oder sich in eine Mitgliedschaft wandelt, die einen Anspruch

dieses Inhalts nicht mehr umfaßt (BSG 25, 57, 59; SozR Nr° 10

zu ; 185 EVO), Wie der Senat in BSG25 aaOdargelegt hat,
bleibt insbesondere ein aus dem früheren Versicherungsverhält—

nis ”nachgehender" Anspruch auf Krankengeld auch dann beste—

hen, wenn die Arbeitsunfähigkeit erst während einer Mitglied—

schaft ohne Krankengeldberechtigung.eingetreten ist, Das muß

um so mehr gelten, wenn die Arbeitsunfähigkeit noch während

einer krankengeldberechtigten Mitgliedschaft eingesetzt und

über die Umgestaltung des Versicherungsverhältnisses hinaus
fortbestanden hat°

Allerdings betreffen die zuletzt genannten Entscheidungen

des Senats_nur Fälle aus der Übergangszeit nach Inkrafttre—

ten des Leistungsverbesserungsgesetzes vom 12° Juli 1961

(BGBl I 915)° Wie der Senat in seinem zur Veröffentlichung

bestimmten Urteil — 5 RK 41/69
— vom gleichen Tage näher

dargelegt hat, kann es indessen keinen Unterschied machen,

aus welchem Grunde ein (vorläufig) erschöpfter Anspruch

auf Krankengeld wieder auflebt, und es widerspräche auch

dem Willen des Gesetzgebers, die sich aus der Einheit des

Versicherungsfalles ergebenden Konsequenzen auf den ersten

Dreijahreszeitraum zu beschränkeno
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Zwar hat der Kläger — was an sich erforderlich wäre, wie

der Senat in seinem Urteil 5 BK 41/69 ausgeführt hat —
seine Arbeitsunfähigkeit nicht formell erneut gemeldet,

aber der AOK war die Arbeitsunfähigkeit des Klägers be-
kannt„

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 des Sozialgerichte—

gesetzes°
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